
RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur : 210

FRANZ XAVERFRIEDRICHWien ,am2l . Auli . 1933

Wiener Landtag
Sitzungvom25 .Juli1933 .

PräsidentDr-NeubauereröffinetdieSitzungum17Uhr10.
Es wird in die Tagesordnungeingegangen .
St. . SpeiserberichtetüberdievierteNovellezumLehrer-¬dienstgesetze .

. Abg . Stöger( chr . soz . ) bemerkt :Diese Vorlage sei kein
Ruhmesblattfür die vielgerühmtemarxistischeSchulfreundlichkeit .Siemüsse
vielmehr nach jeder Richtung die schwersten Bedenkenhervorrufen .Insbeson
dere bedeutedie Aberkennungder Kriegsmehrdienstzeitfür dieLehrerschaft
einegrosseHärte .WiedieMehrheitgegenüberderLehrerschaftüberhaupt
eingestellt ist ,zeigt ihr Vorgehengegendie Junglehrer .In Wienist
die Lehrerarbeitslosigkeitbereitsauf3000gestiegen .DieWienerGemeinde-¬
verwaltungbegannschonimJahre1920mitderAnstellungssperre .EineMass-¬
nahme ,die in anderenBundesländern ,die unter der Krise ebenfalls schwer

sindzu leiden haben ,keineNachahmunggefundenhaben .InWien seit 1920
kei ne 250 Junglehrer angestellt worden .In Niederöster .wurdenin
derselbenTeit gegen2500Lehrerangestellt .Obwohlin Wienseit1927
die Schülerzahlständig steigt,ist die Lehrerzahlständig imSinken .Trotz¬
demsoll die Aufnahmesperreauch weiterhin aufrecht bleiben .DieGemeinde- ¬
verwaltungerspartfür 1933daranfast so viel ,als sie für die Geminde-¬
schutzwacheausgworfenhat .MitdieserVorlagewirdderKrieggegendie
Junglehrerschaft fortgesetzt .Währenddie GemeindeWienkaumeinSechstel
ihresBudgetsdemLehrerpersonalwidmet,hatdasLandNiederösterreichvon
seinemBudgetungefährdie Hälftefür dasLehrpersonalbereitgestellt .
DerRednerstellt dchliesslichdenAntrag ,demWienerLandtægseiches-¬
tenseinGesetzzuunterbreiten,wonachindasLehrerdienstgesetzBe¬
stimmungenüberdie ErrichtungeinerLandeslehrererennungskommission
aufzunehmensind( Kebh.Beifallb .d .Chr .soz. )

Abg .Dr .Zörnlaib( chr .soz . )bemerkt ,es sei nochnicht
sehrlangeher ,dassdie MehrhoitdenAngstelltenundinsbesondereauchdon
Lehrerneingeschnfthabe ,dieArbeitsleistungsoidasgrössteGut ,die
AngestelltenundLehrerkönntenihre Forderungennicht hochgenugstellen ,
alle ihreForderungenhätteeineinnereBerechtigungundwürdengemade
beidenSozialdemokratenBerücksichtigungfinden .DiebeideninVerhandlung
stehendenVorlagenbeweisendas Gegenteil .InsbesonderedasLehrerabbau¬
gesetz . Wonnein privaterUnternehmerunterdmZwangdrwirtschaftlichen
NötozueinemAbbauoderzuGhalts-undLohnkürzungenschreitenmuss,
mimtdie Mehrheitundihre Presse Entrüstungundwirft ihmvor ,dasser
durchauskapitalistisch eingestellt sei .Hier tut nundie Mehrheitdas
Gloiche ,wassie privat en Unternehmernvorwirft .Wirhabensi cherVer- ¬
ständnisfür ein ausgeglichenesBudget. DerWegdesAbbausdarf abernur
danngegangenwerden ,wennandereWegenichtmehrgangbarsind . Eswäro
garnichtso schwer ,andereWegezufinden,allerdingsmüsstodanndieMehr-¬
heit zunächsteinenAbbauanihrenpolitischenAspirationenvornchmen.
Dasindanerster Stelle die Wonnhausbautenherauszugreifen,fürdie
Ursummenausgegebonwordensind .WasdieMehrheitmitdenWohnhausbauten
treibt ,ist ein Wahnwirz .DieMehrheitkönnteauchbei der Gewährungvon
SubventionenandieihrnahostehendenVereineeinegewissoEinschränkung
eintretenlassen. HättdieMehrheitinfrüherenJahrensparsamergowirt-¬46
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schaftet undmohrRücklagengomacht ,so wärenallo dioseMassnahmongegendie arme ,B,amten- undLehrerschaftnicht notwendggworden .DieChrist¬
lichsozialonkönnenInnenauf diesemWegnichtfolgenundmüssonIhnen
hier ihre Mithilfe rostlos versagen .Der Rednerbesch äftigt sich sodannmit
deneinzelnenBestimmungendesLehrerabbaugesetzesundsprichtdieHoffnungaus ,dasskeinLehrervondemRechtesich freiwilligabbauenzulassen ,
Gebrauchmachenwird .WashieranAufklärungnotwendigseinwird ,wirdvon
chr . soz .Seite sicherlich geschehen .Mit so kleinenSummen,
umdieessichbeiderAbfindunghandelt,gibtmandieBetreffendennurdem
sicherenElendpreisundverlocktsie zuallenmöglichenSpekulationen,
diedannfehlgehenmüssen.WenndieMehrheitesmitderLehrerschaftgut
meinte,dürftesiedieseBestimmungnichtaufrechterhalten.Aberauchdie
BestimmungenüberdnZwangsabbaugebenzuausserordentlichenBedenkenAn-¬lass ,dahiergarkeineGarantiegegenWillkürgebotenist . Wirwürdenes
dahersehrgerneskhan ,wenndieWehrheitdenEntwurfüberdenLehrerabbauzur Gänzezurückzichen wünde .Die Lehrerschaft wird nun aucherkennen ,

voihrewahrenFreundesind .DasAbbaugesetzist einZeichenderZusammen¬
brechendenHerrschaftderSozialdemokratenunddieFolgeerscheinungso-¬
zialistischerVerwaltungin derGemeindeWien( Lebh.Baf. . d.Chr. soz. )

St . . Speiserbemerktzunächst zu den AusführungendesAbg.KriegsdienstmehrjahreStöger über die . ,dass dieGemeindesichunterdemgrossenfinanziellenDruck,deraufsiegeradevomBunde
aus ausgeübtwird,gezwungensicht,Hinsichtlich derKriegsdienstmehrjahre
diejenigenBestimmungenzutreffen ,diebeimBundschonseit domJahre1918bestehen . Auch die Behauptungen des Agb .
StögerüberdieJunglehrersindnichtzutreffend .ImJahre1919wurden
vonderGemeinde276LehrerangestelltundseitdemJahre1919insgesamt
579Lehrpersonen ,dasheisst ,dasszehnProzentdergegenwärtigimGe¬
meindedienststehendenLohrernachdemKriegangestelltwurde. Ebensoun¬
zutreffendist dieBemerkungdesAbg .Stöger ,dassdie Schülerzahlständig
sinke ,währenddieZahlderLehrernichterhöhtwerde.VordemKrieghat
es in Wien237 . 000Volks -undBürgerschülergegeben ,imvorigenJahre
nurmohr143. 000. Eswärealsochernotwendiggoweson,mitLehrerontlassungen
vorzugehen.DieGemeindehatdis aussozialenGründennichtgetanundeinen
Lehrerabbaudurche inewesentlihheVerringerungderSchülerzahlinden
einzelnenKlassenvermieden . St. R.Speiserbeschäftigtsichsodannmitden
AusführungendesAbg.Dr. Zzrnlaibundbemerkt,esseinichtzubefürchten,dassdasLehrerabbaugesetzzueinemAbbauvonLehrernundLehrerinnenin
grossemUmfangeführenwerde. WenneineAnzahlvonLehrernundLehrefinnen
pensioniertwerdenwird ,sowerdendeswohlhauptsüchlichdieälterensein.
DiePensionierungenwerdenaberandererseitswiederA,lassgeben ,einem
WunshdesAbg.Stöger,beidemersichmitunsineinerLiniebefindet,zuentsprechenundjüngereKräfteindenGemeindedienstwiedereinzustellen
WasdieBestimmungenüberdenZangsabbaubetrifft,sowäreeseigentlich

solchenwünschenswert,wenndasGesetzdieMöglichkeitbietenwürde ,AngestelltenundLehrem,
die absolut nichtin den „meindediensthineinpassenunddie mitder demokratishenVerwal-¬

tungsformabsolutnicht einverstandensind ,Gelegenheitzu geben ,ihrenVer-¬
dienstanderswoalsbeiöffentlichenKörperschaftenzusuchen.Imübrigen,117
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erklärt St . R.Speiser ,müchteer das Urteil,welcheVorwaltungfürdie
Lehrer und Lehmerinnenbesser war ,die frühore oder die jetzige,ganz ruhig
der Lehrerschaft selbst überlassen ,( Lebh .Beif .b .d .Mohrheit ) .

DasGesetzwirdin erster undzweiter Lesungangenommen.
DerAntragStögerwirddergeschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewie-¬

son .
St . R.SpeiserberichtetsodannüberdasLehrerabbaugesetz.

Abg. Stöger( chr . soz . )bemerkt ,St . R.Speiser habeseine
( desRedners )Ausführungeneigentlich bestätigt ,indem er zugegebenhabe ,
dassseit demJahre1920in Wieninsgesamtnuretwa300Junglehrerange-¬stellt wordenseien ,gegenüberetwa 2500 ,die im derselben Teit inNieder - ¬
österreich angestellt wurden . Wasden freiwilligen Abbau betrifft ,so

sollten die üblen Erfahrungen ,die man bei der Geme inde seinerzeit mit
dem freiwälligen Abbau gemacht hat ,eigentlich davor warnen,es jetzt

wiedermit demfreiwilligen Abbauzu versuchen .In gewissenFällenwäre
al lerdingseinf reiwilligerApbauzubegrüssen,nämlichdann ,wennhiedurc
die leidigeDoppelverdienerfrageins Rollengebrachtwerdenkönnte. Wenn. B
von einem Ehepaar der Manneinen leitenden ,ohnehin entsprechend dotierten
Posteninnehatunddie Gattin ebanfalls einenLeiterinnenpostenversieht ,
ohne dass die beiden für irgendjemanden zu sorgen haben,wäre es schon

amPlatze ,solcheLeutedurchdas Zuckerbrotdes freiwilligenAbbaus
dazuzubestimmen,eirenderbeidenPostenaufzugeben. WenndiesesGesetz
aber keinenErfolg hat ,dannmüsstemangegensolche Egoistenmithartem
Zwangvorgehen .DieschwerstenBedenkenmüssendie Bestimmungenüberden
Zangsabbauhervorrufen. Esligt hiersicherlichderhärtesteAngriff
auf die Rechteder Lehrerschaft undder stägtischenAngestelltenschaft
überhauptvor .Jahrzehntelanghabensich die städt .Angestelltenmiteinem
geringerenEinkommen,alses in dr Privatwirtschaftüblichwar ,begnügen,
dafüraberhohoPansionsbeiträgeleisten müssan .DurchdieseVorlagewird
ihnennundasEinzige ,wassie hatten ,die Sicherhetihrer Stellungauch
genommen.Sosehr wir anerkonnen ,dass in ausserordentlichenZeitenausser¬
ordentlicheMittel zulässigeind ,könntendiesoBestimmungennurdann
gerechtfertigtwerden ,wennsie sich gegennotorischeStaatsverbrecher
richten . Eswird sich ja zeigen,ob die Gemeindeals Dienstgeberdiese
Bestimmungen,dieihndasstädtischePersonalförmlichansMessenliefern ,
nicht zu anderemMissbrauchenwird .DerRednerorklärt schliesslich ,
dassseinoParteidemGesetznichtzustimmenwerde( Lebh .Beif . b.. Chr. soz.
St. . Spoiserbemerkt,essoinichtrichtig ,dassdurchdonfreiwilligenAbbaudie Angestelltenzuirgendetwawvorlocktwürden .Wonmaberotwa
verheirateFrauen ,MüttervonKindernvondiesenBestimmungenGebrauchmachen, - undes habensich s chonimVorauseine AnzahlvonFrauenfürdieseAbbaumöglichkeiteninteressiert - sowird das nur nützlich sein .Dannwerden
diese Bestimmungenzu einer Teillösung der Doppelverdienerfragebeitragen .
DieseFrageaufdemGebieteeinereinzelnenGemeinczulösen,istnichtnur
schwierig,sondernfür die Allgemeinheitauch unerwünscht .WasdieGeneindezurLösungderDoppelverdienerfragetunkann ,tut siemitdiesenBestimmung( Lebh .Beifall . d .Mehrheit ) . D

Das Gesetz wird in erster und zweiten Lesungangenommen.
Schluss der Sitzung 18Uhr .


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

